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Bechlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Rolf Schwanitz, Ernst Bahr, Wolfgang Behrendt, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/5732 - 

Eine Zuspitzung der sozialen und wirtschaftlichen Krise in Ostdeutschland abwenden 


A. Problem 

Vor dem Hintergrund sinkender wirtschaftlicher Wachstumsdaten 
in Ostdeutschland nimmt die Leistungsfähigkeit der ostdeutschen 
Wirtschaft gegenüber der westdeutschen wieder ab. Mit einem 
Bündel von Maßnahmen soll die Schaffung von produktiven wett- 
bewerbsfähigen Arbeitsplätzen, verbunden mit einer aktiven Ar- 
beitsmarktpolitik für die neuen Länder, erreicht und die Arbeits- 
motivation der von Arbeitslosigkeit betroffenen Menschen ge- 
stärkt werden. Zur Erreichung einer baldmöglichen Plariungs- 
sicherheit für Investoren in den neuen Ländern soll die Investi- 
tionsförderung, insbesondere auch die steuerüche Investitionsför- 
derung für Ostdeutschland einschließlich Berlins, in einem mittel- 
fristig angelegten Programm auf der Basis der Förderanstrengun- 
gen des Jahres 1996 festgeschrieben und über das Jahr 1998 
hinaus verlängert werden. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrages. 

Mehrheitsbeschluß im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Kosten sind nicht quantifizierbar. 


E. Sonstige Kosten 

Kosten sind nicht quantifizierbar. 



Drucksache 13/7833 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Fraktion der SPD - Drucksache 13/5732 - ab- 
zulehnen. 


Bonn, den 12. Mai 1997 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Friedhelm Ost Dr. Hermann Pohler 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7833 


Bericht des Abgeordneten Dr. Hermann Pohler 


i. 

Der Antrag der Fraktion SPD - Drucksache 13/5732 - 
wurde in der 128. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 10. Oktober 1996 zur federführenden Bera- 
tung an den Ausschuß für Wirtschaft und zur Mit- 
beratung an den Finanzausschuß, den Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung, den Ausschuß für Bil- 
dung, Wissenschaft, Forschung, Technologie und 
Technikfolgenabschätzung und den Haushaltsaus- 
schuß überwiesen. 

IL 

Der Finanzausschuß hat in seiner 58. Sitzung am 
11. Dezember 1996 mit den Stimmen der Fraktion 
der CDU/CSU gegen die Stimmen der Fraktion der 
SPD und der Gruppe der PDS empfohlen, den Antrag 
abzulehnen. Die Fraktionen F.D.P. und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN waren bei der Beratung nicht an- 
wesend. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seiner 91. Sitzung am 26. Februar 1997 mit den Stim- 
men der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der SPD und der Gruppe der PDS bei Stimm- 
enthaltung der Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN beschlossen, die Ablehnung des Antra- 
ges zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung hat in 
seiner Sitzung am 4. Dezember 1996 mit den Stim- 
men der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der SPD und der Gruppe der PDS bei Ent- 
haltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
empfohlen, die Vorlage abzulehnen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
7. November 1996 mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen gegen die Stimmen der Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe 
der PDS empfohlen, den Antrag abzulehnen. 


Bonn, den 12. Mai 1997 


III. 

Angesichts eines stagnierenden wirtschaftlichen 
Wachstums in den neuen Ländern und einer Ver- 
schärfung der Probleme auf dem ostdeutschen Ar- 
beitsmarkt zielt der Antrag darauf ab, durch ein Bün- 
del von Maßnahmen dieser Entwicklung entgegen- 
zuwirken. So wird die Schaffung von produktiven 
wettbewerbsfähigen Arbeitsplätzen verbunden mit 
einer aktiven Arbeitsmarktpolitik angestrebt. Dies 
stärke die Arbeitsmotivation der von Arbeitslosigkeit 
betroffenen Menschen, erhalte ihre Qualifikationen, 
ermögliche notwendige Nachqualifizierungen und 
sichere vor allem jungen Menschen eine zukunfts- 
orientierte Berufsausbildung. Die Antragsteller hal- 
ten es für erforderlich, die Investitionsförderung, ins- 
besondere auch die steuerliche Investitionsförderung 
für Ostdeutschland einschließlich Berlins, in einem 
mittelfristig angelegten Programm auf der Basis der 
Förderanstrengungen des Jahres 1996 festzuschrei- 
ben und über das Jahr 1998 hinaus zu verlängern. 
Ferner wird gefordert, auf geplante Kürzungen der 
arbeitsmarktpolitischen Hilfen für Ostdeutschland zu 
verzichten und eine 15%ige Investitionszulage für 
Ausrüstungsinvestitionen im industriellen Sektor bis 
Ende 1998 einzuführen, die danach bis Ende des 
Jahres 2001 degressiv verlängert wird. Für das mit- 
telständische verarbeitende Gewerbe wird eine Inve- 
stitionszulage mit einem Fördersatz von 20 % vorge- 
sehen. 


IV. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage in seiner 
55. Sitzung am 12. Mai 1997 beraten und mit den 
Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Mitglieder 
der Fraktion der SPD sowie der Gruppe der PDS bei 
Abwesenheit der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN beschlossen, dem Deutschen Bundestag die 
Ablehnung des Antrages - Drucksache 13/5732 - zu 
empfehlen. 


Dr. Hermann Pohler 

Berichterstatter 
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